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Die Erarbeitung eines Bildungspolitisches Reformkonzeptes hat der außeror-
d e n t l i che Gewerkschaftstag 1999 in Würzburg in Auftrag gegeben. Die GE W
b e s chloss damals, sich nicht mit anderen Gewerkschaften zur Ve r e i n t e n
Di e n s t l e i s t u n g s g e w e r k s chaft (ver.di) zusa m m e n z u s chließen, sondern sich als
eigenständige Bildungsgewerkschaft im DGB zu  profilieren. 
Als Fach g e w e r k s chaft vertritt die GEW die Beschäftigten in allen Bereich e n
des Bildungswesens von den Kindertageseinrichtungen über die Schule und
die Jugendhilfe bis zur Ho ch s chule, der beruflichen Bildung und der We i t e r-
bildung. 

Mit den Bildungspolitischen Reformpositionen, die der Gewerkschaftstag
2005 in Erfurt beschlossen hat, stellt die GEW jetzt ihr Konzept einer inte-
grierten und integrierenden Bildungspolitik vor. Sie entfaltet ihre Positionen
im Zusammenhang lebenslangen Lernens und mit dem Anspruch, nieman-
den in diesem Prozess zurückzulassen.

Jeder Mensch hat das gleiche Recht auf Bildung. Bildung ist Grundlage für
Chancengleichheit: unabhängig von Herkunft, Geschlecht oder Kultur. Bil-

dung ist eine soziale und eine gesell-
schaftliche Frage: je höher das Bil-
dungsniveau der Menschen desto grö-
ßer die Innovationsfähigkeit der Ge-
sellschaft.

Bildung muss ihren Beitrag dazu leis-
ten, die Gesellschaft demokratisch und friedlich weiterzuentwickeln. Die Leit-
prinzipien für ein gewerksch a f t l i ches Konzept in allen Bildungseinrich t u n g e n
sind: Inklusion, demokratische Beteiligung und Nachhaltigkeit. Re f o r m e n
sollen die Ergebnisse für die Lernenden verbessern und die Arbeitszufrieden-
heit der Pädagoginnen, Pädagogen und Fo r s chenden erhöhen. 

Vorwort
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Bildung ist eine soziale und eine gesellschaft-
liche Frage: je höher das Bildungsniveau 
der Menschen desto größer die Innovations-
fähigkeit der Gesellschaft.



Veränderungen in den Bildungssystemen können nicht gegen, sondern nur
mit den Pädagoginnen und Pädagogen gestaltet werden. Wer hohe Qualität
erwartet, muss gute Lern- und Arbeitsbedingungen bereitstellen. Hier hat
Deutschland großen Nachholbedarf. Die Regierungen gehen jedoch einen
anderen Weg. Sie erhöhen den Druck auf die Beschäftigten, Dialog ist kaum
gefragt. 

Die programmatischen Diskussionen in der GEW sind nach dem Erfurter
Beschluss nicht abgeschlossen. In der weiteren Programmarbeit stehen vor
allem die folgenden Themen auf der Tagesordnung:

■ Sicherung und Weiterentwicklung der Professionalität im Bildungswesen,
■ Bildungseinrichtungen im Spannungsfeld von Selbstständigkeit und zen-

traler politischer Verantwortung,
■ demokratische Beteiligung der Beschäftigten im Bildungssystem und

Schaffung gewerkschaftlicher Strukturen in den Bildungseinrichtungen,
■ Erarbeitung von gemeinsamen Kriterien und Verfahren für Qualitätsent-

wicklung in den Bildungseinrichtungen.

Die GEW will mit der Vorstellung ihrer bildungspolitischen Positionen einen
Beitrag zur Diskussion über die Veränderung des Bildungssystems leisten. Wi r
laden alle gesellsch a f t l i chen Gruppen ein, mit uns einen intensiven Di s k u r s
zu führen.

Ulrich Thöne Norbert Hocke
GEW-Vorsitzender Leiter des GEW-Organisationsbereichs Jugendhilfe
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1 .
Das Bildungswesen muss grundlegend 
reformiert werden

Die Zukunft unserer Gesellschaft hängt in ho-
hem Maße von einer umfassenden Bildung ab.
Wirtschaft, Kultur und Sozialstaat werden sich
nur dann weiter entwickeln können, wenn alle
Me n s chen ihre Bildungspotenziale optimal
entfalten können. Unsere Gesellschaft muss
sich darüber klar werden, dass sie nur dann ei-
ne Zukunftschance hat, wenn sie in bestmögli-
che Bildung investiert.

Bildung ist ein komplexer, individueller, sozia-
ler und gesellschaftlich eingebundener Prozess.
Bildung eröffnet den Zugang zur Welt. Sie be-
deutet Entwicklung der Persönlichkeit, der Ei-
genheit, der Identität. Bildung versetzt Men-
schen in die Lage, miteinander zu kommuni-
zieren und sich in der Gesellschaft zu bewegen.
Bildung hat nicht nur allein die Aufgabe, den
Menschen das sich ständige und rapide an-
wachsende Wissen zu vermitteln. Sie muss be-
sonders für Orientierung des einzelnen Men-
schen in der Fülle der Informationen sorgen.
Durch Bildung eröffnet sich der Einzelne Zu-
gangschancen zu Arbeit und Beruf. So ist Bil-
dung vor allem auch eine „soziale Frage“. All-
gemeine Bildung richtet sich an alle Menschen,
nicht nur an privilegierte Gruppen und nicht
nur an Menschen in einer abgegrenzten Le-
bensphase. Als gesellschaftliches Gut bedeutet
Bildung Gestaltung, nicht nur Gestaltung des
eigenen Lebens, sondern auch Gestaltung der
Umwelt und der Gesellschaft.

Bildung hat vor allem auch emanzipatorischen
Charakter. Bildung ermöglicht die rationale
und kritische Auseinandersetzung mit der ge-
sellschaftlichen Realität. Bildung führt in ihrem

Ergebnis zu Einstellungen, Haltungen, Kennt-
nissen und Kompetenzen, die benötigt werden,
um in einer unsicheren Zukunft bestehen zu
können. Dazu müssen die Einzelnen stets wei-
ter lernen können. Den Prozess des lebenslan-
gen Lernens zu unterstützen, anzuregen und
zu strukturieren ist Ziel und Aufgabe aller Ein-
richtungen des Bildungswesens.

Das Bildungswesen, wie wir es aus der histori-
schen Entwicklung der Gesellschaft heute vor-
finden, ist offensichtlich weder in der Lage,
dem einzelnen Menschen die Bildung zu er-
möglichen, mit der er sein Leben meistern
kann, noch ist es dafür geeignet, der Gesell-
schaft die notwendigen Entwicklungsimpulse
zu geben, die sie im 21. Jahrhundert benötigt.

Wir brauchen in unserer Gesellschaft eine offe-
ne Diskussion, um klare Vorstellungen von
dem zu entwickeln, was und wie Kinder, Ju-
gendliche und Erwachsene in Zukunft lernen.
Gerade die Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer und ihre Organisationen wollen eine Pers-
pektive, wie das deutsche Bildungssystem um-
gestaltet werden muss, damit in Zukunft alle
Kinder und Jugendlichen in dieser Gesellschaft
optimal gefördert werden.

Die Unzufriedenheit mit dem Bildungswesen,
seinen Methoden und Arbeitsweisen und sei-
nen Bedingungen ist groß. Offenbar gelingt es
in dem vorhandenen System nicht, Verände-
rungen wie den Wandel von der Industrie- zur
so genannten Wissensgesellschaft, im Verhält-
nis der Geschlechter und Generationen oder
durch die Folgen der Migration zu gestalten.
Bildungsinstitutionen, die jedoch vorrangig die
Au f gabe erfüllen, durch abgeschottete Bil-
dungsverläufe Lebenschancen in hierarch i s ch e n
G e s e l l s chaftsstrukturen zu verteilen, geraten in
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dem Maße in die Krise, wie die Gesellsch a f t
und ihre Mitglieder nicht mehr bereit sind, zu-
zuschauen, wie viele Talente und Fähigkeiten
vergeudet werden. Gesellschaftliche Prozesse
der zunehmenden Individualisierung und Seg-
mentierung, die Folgen von ungesicherter Be-
schäftigung und Arbeitslosigkeit, die Auswir-
kungen von Mobilität auf den Zusammenhalt
von Familien und Beziehungen werden zwar
gesehen, bleiben aber für die Gestaltung von
Bildung weitgehend unberücksichtigt. Durch
den in den 80er Jahren einsetzenden und sich
seit 1995 wieder verschärfenden Mangel an
Ausbildungsplätzen und die Arbeitslosigkeit
sind bereits Hunderttausende von jungen Men-
schen an den Rand der Gesellschaft gedrängt
worden. Dies hat sich in den letzten 15 Jahren
vor allem im Osten Deutschlands dramatisch
verstärkt. Wer jungen Menschen keine umfas-
sende und hochwertige Bildung ga r a n t i e r t ,
beraubt sie ihrer Zukunft.
Die Pädagoginnen und Pädagogen werden vor
unlösbare Aufgaben gestellt. Obwohl das vor-
handene Bildungssystem und die Gesellschaft
einen erheblichen Teil von Kindern und Ju-
gendlichen aussortiert, wird gleichzeitig der
Anspruch an sie gestellt, allen Kindern die glei-
chen Chancen zu bieten und sie alle zu hohen
Leistungen zu befähigen. Zudem müssen sie
die hohen pädagogischen Anforderungen unter
immer schlechteren Arbeits- und Lernbedin-
gungen erfüllen.
Internationale Schulleistungsstudien haben be-
stätigt, dass das deutsche Schulsystem offen-
sichtlich Probleme hat, allen Kindern und Ju-
gendlichen die Bildung zu ermöglichen, die sie
befähigen und motivieren würde, auf dem Ge-
lernten aufbauend – sei es selbstbildend, sei es
in Einrichtungen – weiterzulernen. Das Bil-
dungssystem ist kaum in der Lage, Defizite im
weiteren Verlauf wieder auszugleichen. Wer

nicht als Kind Lernfreude entwickeln konnte
und Lernerfolg gespürt hat, wird es als Jugend-
licher oder Erwachsener schwer haben, Zugang
zu Bildung zu finden. Besonders schwer wiegt
dabei auch die Tatsache, dass in Deutschland
der Bildungserfolg in hohem Maße von der so-
zialen Herkunft der Menschen abhängt.
Diese Tatsache belegt, dass unser Bildungssys-
tem nicht das leistet, was seine vornehmste und
verfassungsrechtlich gebotene Aufgabe in einer
demokratischen und auf Teilhabe angewiese-
nen Gesellschaft ist: Mit seinen Mitteln Chan-
cenungleichheit zu reduzieren.

In den Ta g e s e i n r i chtungen für Kinder hat die
Pädagogik der frühen Kindheit noch nicht die
notwendige inhaltliche Bedeutung erlangt:
N a ch wie vor wird der Bildungsauftrag von Be-
t r e u u n g sa u f gaben überlagert. Außerdem sind
die Erzieherinnen und Erzieher nicht adäquat
ausgebildet. Nach internationalen Maßstäben
bieten nur ein Drittel der Ta g e s e i n r i chtungen für
Kinder ein gutes pädagogisches Angebot. So-
wohl in den Kindertagesstätten als auch in den
G r u n d s chulen fehlen Männer als Pädagogen.

Die Schulen leiden sowohl an mangelnden
Möglichkeiten individueller Förderung und zu
schlechter personeller und sächlicher Ausstat-
tung, als auch an einem Gesamtsystem, das mit
seiner frühen Selektion nach Schularten die pä-
dagogische Entwicklung behindert und ein-
schränkt. Eine „Pädagogik der Vielfalt“ zeigt
sich nur in der integrativen Grundschul-, Ge-
samtschul- und Sonderpädagogik sowie in we-
nigen Reformprojekten. Der Wandel von der
bürokratischen, selektiven Halbtagsschule zu
einer integrativen, gemeinwesenorientierten
Ganztagsschule – zu einer Schule für alle Kin-
der – gelingt nicht, weil er von vielen politisch
Verantwortlichen nicht gewollt wird. Es fehlt
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an Unterstützung und an den entsprechenden
Rahmenbedingungen. Das jetzige Schulwesen
entlässt zu viele Jugendliche ohne Abschluss
oder mit schlechten Berufschancen und zu we-
nige Hochschulzugangsberechtigte.

In der beruflichen Bildung sind verschiedene
Krisensymptome zu verzeichnen. Sie verstärkt
aufgrund des Mangels an betrieblichen Ausbil-
dungsplätzen soziale, gesch l e ch t s s p e z i f i s ch e ,
ethnische und regionale Disparitäten. Es ist ein
bildungspolitischer Skandal, dass jedes Jahr
Zehntausende junger Menschen ohne Ausbil-
dungsplatz zurückbleiben und sich diese Zahl
wegen der jährlich zunehmenden „Bugwelle“
von Unversorgten oder in Warteschleifen abge-
drängten Jugendlichen inzwischen vervielfacht
hat. Die berufliche Integration von leistungs-
s ch w ä cheren Ju g e n d l i chen durch Qu a l i f i z i e-
rung gelingt immer weniger. Auch der Über-
gang von der Ausbildung in den Beruf („zwei-
te Schwelle“) wird immer schwieriger, insbe-
sondere in Regionen mit hoher Arbeitslosig-
keit und für bestimmte Gruppen, wie z. B. jun-
ge Frauen und Migrantinnen und Migranten.
Der Übergang von Ausbildung und Studium
in den Beruf ist insbesondere für junge Frauen
eine Hürde. Trotz ihrer sehr guten Leistungen
und Abschlüsse sind sie weiterhin in vielen Be-
rufsfeldern und vor allem in Leitungspositio-
nen unterrepräsentiert.

Die Ausbildungskapazitäten der Hochschulen
sind durch „Überlastprogramme“ ausgeweitet
worden, ohne zugleich die Anzahl der Lehren-
den zu erhöhen. Das Verhältnis von Studium
und Beruf ist weiterhin ungeklärt. Gemessen
an dem wachsenden Zusatz- und Ersatzbedarf
h o chqualifizierter junger Me n s chen in den
kommenden Jahren ist die Zahl der Hoch-
schulabsolventen viel zu niedrig. Wer eine bes-

sere wirtschaftliche Verwertung von Forschung
fordert, übersieht dabei die Gefahren für die
Unabhängigkeit der Wissenschaft. Wer mehr
Qualität bei Forschung und Lehre verlangt,
muss Kreativität fördernde Arbeitsbedingun-
gen schaffen. Institutionelle Absch o t t u n g e n
verhindern die Durchlässigkeit zwischen Hoch-
schule und Forschung. Mangelnde Partizipa-
tion schränkt die Innovationsfähigkeit des Wis-
senschaftsbereichs ein.

Die Einrichtungen der Weiterbildung bieten
nicht immer die Gewähr, dass das nachgefragte
Angebot zu akzeptablen Bedingungen zu be-
kommen ist. Die Teilhabe an Weiterbildung ist
weiterhin viel zu gering, sozial, ethnisch und
geschlechtsspezifisch selektiv. In der Weiterbil-
dung mangelt es an verlässlicher Qualität und
Transparenz. Die Neuausrichtung und die Kür-
zungen bei der SGB I II-geförderten Weiterbil-
dung führen zu einem Abbau von Trägerstruk-
turen und Angeboten – mit verheerenden Fol-
gen für Zielgruppen und Beschäftigte in der
Weiterbildung. Auch Länder und Kommunen
ziehen sich immer mehr aus der Verantwor-
tung und der Finanzierung der Weiterbildung
zurück und überlassen sie privaten Trägern; der
Anteil privater Finanzierung wird immer hö-
her, so dass die Teilhabe an Weiterbildung nur
für die möglich ist, die sie auch bezahlen kön-
nen. Der Anspruch des lebenslangen Lernens
ist längst nicht eingelöst. Er wird auf eine An-
forderung an den Einzelnen reduziert, seine
Beschäftigungsfähigkeit zu erhalten, ohne dass
die erforderlichen Rahmenbedingungen ge-
schaffen werden. Durch diese Entwicklungen
wird ein wichtiger Teil des Bildungswesens zu-
nehmend ökonomisiert und den marktwirt-
schaftlichen Konkurrenzmechanismen unter-
worfen.
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Die GEW fordert eine umfassende Re-
form des Bildungswesens mit dem Ziel,
ein konsistentes Gesamtsystem von Bil-
dung, Erziehung und Betreuung zu schaf-
fen, in dem alle Menschen ihr Recht auf
Bildung verwirklichen können und in dem
die Beschäftigten Arbeitsbedingungen vor-
finden, die eine professionelle, pädagogi-
sche und wissenschaftliche Arbeit ermög-
lichen.

2.
Bildung und gesellschaftliche Rahmen-
bedingungen

In Deutschland werden derzeit Zukunftschan-
cen verspielt. Die staatliche Aufgabe, das Recht
auf Bildung für alle zu garantieren, gerät in im-
mer schärferen Widerspruch zu dominanten
neoliberalen Wirtschaftszielen. Staatlichen Bil-
d u n g s e i n r i chtungen droht die Privatisierung
bzw. die Unterwerfung unter privatwirtschaft-
lich organisierte Steuerung. Die Ergebnisse von
Bildung werden zunehmend an betriebswirt-
schaftlichen Kriterien rein privater Verwertung
gemessen. Diese Entwicklungen und Bestre-
bungen verstärken die soziale Disparität und
gefährden in hohem Maße einen gleichen und
freien Zugang zu Bildung für alle.
Der Sozialstaat wird demontiert. Er wird durch
die neoliberale Politik auf das „Kerngeschäft“
reduziert, er gibt bisher öffentliche Leistungen
teilweise oder vollständig ab, finanziert sich zu-
nehmend über neue oder steigende Gebühren.
Durch die Umverteilung im Steuersystem von
unten nach oben und rückläufige Steuerein-
nahmen, u.a. durch internationale Kapital-
flucht und Wirtschaftskrisen, „verarmen“ der
Staat und seine Körperschaften (Länder, Kom-
munen).

Der Abbau des Sozialstaates ist eine internatio-
nale Entwicklung, die in den 80er Jahren in
den USA und Großbritannien begonnen hat.
Die Dominanz neoliberaler Wirtschafts- und
Gesellschaftspolitik basiert auf einer globalen
Veränderung der Produktionsweisen und Kapi-
talverflechtungen und einer daraus resultieren-
den Schwächung des Einflusses der Arbeitneh-
mer und ihrer Organisationen auf die gesell-
schaftliche Entwicklung. Eine internationale
Gegenwehr gegen diese Dominanz zeigt sich
erst in Ansätzen. Ein wichtiges Feld der kom-
menden Auseinandersetzung sind die Verhand-
lungen zur Liberalisierung des Dienstleistungs-
marktes (GATS) auf der Ebene der Welthan-
d e l s o r ga n i sation (WTO). Sie werden ohne
d e m o k r a t i s che Legitimation, Kontrolle und
direkte Einflussmöglichkeit der Zivilgesell-
schaft geführt. Die Auswirkungen dieser Ver-
handlungen sind aber national, bis zum Ein-
zelnen hin spürbar. Auch die Entwicklung der
Europäischen Union schafft neue Bedingun-
gen für die Durchsetzung des Rechtes auf Bil-
dung und anderer sozialer Rechte. Sie sind im
nationalen Rahmen nur noch begrenzt reali-
sierbar. Gleichwohl hat die zukünftige Rich-
tung der Bildungs- und Sozialpolitik in
Deutschland auch Rückwirkungen auf die EU,
in der die Bundesrepublik einer der maßgeb-
lichen Nationalstaaten ist.

Die Gestaltung des Europäischen Bildungs-
und Forschungsraums wird weitreichende Fol-
gen für die Bildungsabschlüsse und die Bil-
dungseinrichtungen haben. Sie entzieht sich
ebenso wie die Arbeitsbedingungen der dort
Beschäftigten zunehmend der direkten Ein-
flussnahme der nationalen Akteure. Do ch
schon heute lässt sich erkennen, dass die gegen-
seitige Anerkennung von Abschlüssen im Eu-
roraum schnell überholt sein wird und bereits



d u r ch die OECD weltweit vergleich b a r e
Benchmarks erarbeitet werden (siehe auch Leis-
tungsvergleichsstudien wie PISA, IGLU). Wer
bestimmt zukünftig über Bildungsinhalte, über
die Organisation und Finanzierung des Bil-
dungssystems und somit auch über Zugangs-
möglichkeiten?
Die demografische Entwicklung in nahezu
allen Industrieländern führt dazu, dass in ab-
sehbarer Zeit mehr ältere Menschen außerhalb
des Arbeitsprozesses stehen. Dies wird von
interessierter Seite – auch aus durchsichtigem
politischen Kalkül – als demografische Katas-
trophe bezeichnet und als Begründung für dra-
m a t i s che Einschnitte in die Sozialsysteme
(Renten- und Gesundheitssystem) angeführt.
Die Notwendigkeit des Sozialstaatsabbaus lässt
sich jedoch nicht aus der demografischen Ent-
wicklung begründen. Die weitere demografi-
sche Entwicklung ist nicht statisch, sonder z. B.
abhängig von der Kinderfreundlichkeit der Ge-
sellschaft und der Einwanderungspolitik. Die
Zunahme der Arbeitsproduktivität kann bei
entsprechender Verwendung für die Sozialkas-
sen genutzt werden. Das größte Problem unse-
rer Gesellschaft – und damit auch der Sozial-
systeme – ist die Übermacht der Wirtschafts-
und Gewinninteressen, die zu einer strukturell
verfestigten und permanent steigenden Arbeits-
losigkeit, zu einer Zunahme von prekären Be-
schäftigungsverhältnissen sowie zum forcierten
Ausbau des Niedriglohn- und Zeitarbeitssek-
tors führt.

Der Bildungssektor ist zweifelsohne perspekti-
visch ein in seiner Bedeutung weiter wachsen-
der Bereich. Die Gewerkschaften haben bereits
in den 90er Jahren vor seiner Vernachlässigung
gewarnt. Eine breite öffentliche Bildungsdebat-
te hat sich jedoch erst entwickelt, nachdem
auch die Wirtschaft begonnen hat, den dro-

henden Mangel an qualifiziertem Nachwuchs
zu beklagen. Diese Klage resultiert allerdings
eher aus der Sorge um den Wirtschaftsstandort
Deutschland als um die von den Auswirkungen
der Ausgrenzungspolitik betroffenen jungen
Menschen. Die breite öffentliche Bildungsde-
batte geht einher mit der dramatischen Ver-
schlechterung der öffentliche Haushalte und
den oben beschriebenen Trends, Bildung zu
entstaatlichen, zu privatisieren und zu ökono-
misieren. Noch scheint nicht klar zu sein, ob
die öffentliche Verantwortung für das Bildungs-
und Jugendhilfesystem als Ganzes erhalten
bleibt. Es besteht die Gefahr, dass die öffentli-
che Verantwortung auf die Grundbildung und
Grundversorgung reduziert wird und Bildung
verstärkt von den Teilnehmerinnen und Teil-
nehmern „gekauft“ werden muss.

Die GEW ist gefordert, mit einem eigenen
bildungspolitischen Zukunftskonzept, das
die Rolle der Bildung in einem demokrati-
schen Sozialstaat neu bestimmt, Perspekti-
ven aufzuzeigen und diese in die gesell-
schaftliche Debatte einzubringen. Dabei
spielt ihre doppelte Verantwortung sowohl
für die inhaltliche Gestaltung der Bil-
dungspolitik als auch für die Arbeitsbedin-
gungen der im Bildungswesen Beschäftig-
ten eine zentrale Rolle.

Die Realisierung diese Konzepts hängt von der
Veränderung der hier beschriebenen gesell-
schaftlichen Rahmenbedingungen ab. Gleich-
zeitig soll es einen Beitrag zur Veränderung die-
ser Rahmenbedingungen leisten. Der gegen-
wärtige europaweite und internationale Trend
zur Vertiefung sozialer Gegensätze, zum Abbau
und zur Privatisierung sozialstaatlicher Leistun-
gen ist kein Naturgesetz, sondern Ergebnis des
Wirkens daran interessierter gesellschaftlicher
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und politischer Kräfte. Es steht im Wider-
spruch zum Bedarf der gesamten Gesellschaft
an Bildung, Kultur und sozialer Versorgung.

3.
Bildungsreform ist gesellschaftliche 
Zukunftsaufgabe

Die GEW will mit den vorliegenden bildungs-
politischen Reformpositionen eigene Akzente
in der gesellschaftlichen Debatte über die Zu-
kunft der Bildung setzen, die auf einem demo-
kratischen und humanistischen Menschenbild
und Bildungsbegriff aufbaut. Dabei gilt es
auch, institutionelle Grenzen zu überwinden
und den Blick auf internationale Entwicklun-
gen zu richten. Als Bildungsgewerkschaft sehen
wir den Zusammenhang zwischen der Qualität
der Bildungseinrichtungen und der Qualität
der Arbeitsbedingungen der Beschäftigten.

Eine zukunftsweisende Bildungsreform muss
Antworten auf folgende Herausforderungen
finden:

Die veränderte Lebenswelt junger Menschen
Soziale und regionale Disparitäten, kulturelle
und sprachliche Vielfalt der Gesellschaft, ver-
änderte Formen des Zusammenlebens, Einfluss
der Konsum- und Mediengesellschaft schon
auf Kleinkinder erfordern eine stärkere gesell-
schaftliche Verantwortung für das Aufwachsen
von Kindern und Jugendlichen. Ausdruck die-
ser gesellsch a f t l i chen Verantwortung ist ein
konsistentes Gesamtsystem von Bildung, Erzie-
hung und Betreuung. Das beginnt bei den Ta-
geseinrichtungen für Kinder vom ersten Le-
bensjahr an und geht bis zur beruflichen Bil-
dung und Weiterbildung.

Das Schulwesen muss in seiner Struktur so ver-
ändert werden, dass alle Kinder gleichermaßen
gefördert werden können. Das geht am besten
in einer zehnjährigen Schule, die alle Kinder
gemeinsam besuchen. Die Inhalte und Metho-
den des Lernens müssen konsequent auf das
einzelne Kind, den einzelnen Jugendlichen ab-
gestimmt sein. Alle lernen zur gleichen Zeit das
Gleiche mit dem gleichermaßen gemessenen
Ergebnis – eine solche Pädagogik des Gleich-
schritts ist nicht zukunftstauglich. In einer zu-
nehmend individualisierten Gesellschaft muss
auch das soziale Lernen verstärkt werden. Die
Prinzipien der neuen Pädagogik müssen hei-
ßen: Individualität statt Konformität, Fördern
statt Auslesen, voneinander lernen, Heteroge-
nität statt Gleichmacherei.

Die GEW fordert, dass sich alle Einrich-
tungen des Bildungswesens eindeutig zu
der Verpflichtung bekennen, jedes Kind,
jeden Jugendlichen und jeden Erwachse-
nen vor dem Hintergrund seiner eigenen
Biografie zu fördern. Dazu müssen die
Einrichtungen und ihre Beschäftigten in
die Lage versetzt werden, sich dieser ge-
sellschaftlichen Verantwortung  zu stellen.

Der demografische Wandel
Durch den Rückgang der Geburtenzahlen ver-
ändert sich der Altersaufbau der Gesellschaft.
Weniger Kinder darf nicht heißen weniger Bil-
d u n g sangebote. Der Geburtenrück gang darf
nicht zu Kürzungen der Bildungsbudgets miss-
braucht werden. Im Gegenteil: frei werdende
Kapazitäten sind für eine Steigerung der Qua-
lität zu nutzen.

Das Bildungswesen muss sich zugleich darauf
einstellen, dass zunehmend ältere Menschen

13
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Bildungsangebote nachfragen. Das Recht auf
Bildung ist keineswegs ein Vorrecht der Kind-
heit und der Jugend, sondern ebenso ein Recht
von Erwachsenen jeder Altersstufe. Das Bil-
dungswesen hat auch eine Funktion für den
Dialog der Generationen.

Die GEW fordert, dass die durch den Ge-
burtenrückgang frei werdenden Ressour-
cen im Bildungswesen verbleiben und ein-
gesetzt werden für den notwendigen Um-
bau und die notwendigen Verbesserungen
des Systems. Generationenübergreifende
Bildungsangebote sind auszubauen.

Die Vielfalt der Kulturen
De u t s chland ist ein Einwanderungsland.
Schon seit Jahrzehnten leben hier Millionen
Menschen aus anderen Kulturen mit ihren Fa-
milien. Aus den Mitgliedsländern der EU wird
es Wanderungsbewegungen von Arbeitneh-
mern und deren Familien nach Deutschland
geben. Aus Ländern anderer Erdteile werden
Menschen auf der Suche nach Arbeit und auf-
grund von Verfolgung und Vertreibung nach
Deutschland kommen und hier auf Dauer an-
sässig werden. Das Bildungswesen hat die Auf-
gabe, die Bildungsmisere der Kinder und Ju-
gendlichen mit Migrationshintergrund endlich
zu beenden und die Integration der nach
De u t s chland kommenden Kinder, Ju g e n d-
lichen und Erwachsenen zu fördern. Bildung
ist eine der wichtigsten Voraussetzungen für
das Zusammenleben von Menschen unter-
schiedlicher Herkunft und Kultur.

Die GEW fordert, das Prinzip der inter-
kulturellen Öffnung in allen Bildungsein-
richtungen zu verankern. Interkulturelle
Bildung muss zum selbstverständlichen

Teil der Bildung werden. Wichtig sind die
Förderung der Mehrsprachigkeit und die
Vermittlung der Einsicht, kulturelle Viel-
falt als Bereicherung zu verstehen.

Die soziale und regionale Disparität
Die Spaltung zwischen Arm und Reich in der
Gesellschaft wächst vor allem durch Langzeit-
arbeitslosigkeit und einem zunehmenden Nie-
driglohnsektor auf der einen und ungerechtfer-
tigten Steuerprivilegien und Kapitalflucht auf
der anderer Seite. Das gegenwärtige Bildungs-
system verstärkt diese Entwicklung durch die
enge Kopplung der Bildungschancen des Ein-
zelnen an seine soziale Herkunft. Menschen
ohne ausreichende Qualifikation werden im-
mer stärker an den Rand der Gesellschaft ge-
drängt.

Innerhalb Deutschlands gibt es Wanderungs-
bewegungen, die sich ohne politische Gegen-
steuerung weiter verstärken werden und zu zu-
nehmender Polarisierung und sozialer Segrega-
tion führen. Um das Zusammenleben im
Wohngebiet positiv zu gestalten, gilt es, die
Identifikation der Bewohnerinnen und Be-
wohner mit ihrem Umfeld zu stärken. Vor al-
lem Großstädte müssen durch sozialräumliche
Planung und durch hochwertige, die soziale
Lage der Kinder und Jugendlichen berücksich-
tigende Bildungseinrichtungen der Abwande-
rung und der Ghettoisierung entgegenwirken.

Die GEW fordert die politischen Ent-
scheidungsträger auf, durch verstärkte In-
vestitionen in und bessere Vernetzung
von Bildungs- und Erziehungseinrichtun-
gen allen Familien mit Kindern ein attrak-
tives Lebensumfeld zu bieten.



Die veränderten Kompetenzanforderungen
Dem Bildungswesen werden ständig neue Au f-
gaben übertragen, ohne dass die Vo r a u s s e t z u n-
gen dafür geschaffen werden. Informations-
t e chnologien, Fremdsprachen, Umwelterzie-
hung, familienergänzende Betreuungsa u f ga-
ben, Eingliederung von Migrantenkindern,
Vorbereitung auf veränderte Berufsbiografien,
Entsolidarisierungstendenzen, zivilgesellsch a f t -
l i ches Engagement – die Liste von Anforderun-
gen, denen sich Bildungseinrichtungen stellen
müssen, ist mit diesen wenigen Stich w o r t e n
nur angedeutet. Es muss ein Gleich g e w i cht zwi-
s chen allen relevanten Te i l b e r e i chen gefunden
werden. Dazu gehören nicht nur intellektuelle
Qu a l i f i kationen und handwerkliche Fe r t i g k e i-
ten, sondern ganz wesentlich die Pe r s ö n l i ch-
k e i t s e n t w i cklung, die Befähigung zu demokrati-
s cher Partizipation, politischer Einflussnahme
und die Entwicklung kultureller Id e n t i t ä t .

Die GEW fordert gesellschaftliche Ent-
scheidungen verstärkt darauf zu überprü-
fen, welche Auswirkungen sie auf das Bil-
d u n g s wesen und das Au f w a chsen vo n
Kindern und Jugendlichen haben.

Die Ökonomisierung des Bildungswesens
Das Bildungswesen muss sich an den Interes-
sen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
und ihrer Familien orientieren. Die Maßstäbe
und die Funktionslogik einer profitorientierten
Marktwirtschaft dürfen nicht zur Richtschnur
für ein demokratisches Bildungswesen werden.
Es muss als Ganzes staatlich gewährleistet blei-
ben. Dieses oberste Prinzip einer auf Chan-
c e n g l e i chheit ausgerichteten Bildungspolitik
wird aber immer mehr in Frage gestellt, unter-
höhlt und stückweise abgebaut. Immer mehr
werden Kinder, Jugendliche, ihre Eltern und

vor allem auch Erwachsene, die Bildungsein-
richtungen besuchen, als so genannte Kunden
betrachtet. Sie sollen sich Bildung kaufen. Die
bisher regelmäßigen, staatlich garantierten und
für alle zugänglichen Bildungsangebote wer-
den zurückgefahren und in einigen Bereichen
sogar privatisiert. Darunter leiden insbesonde-
re die integrativen pädagogischen Einrichtun-
gen, die sich vor allem Kindern mit Migra-
tionshintergrund und Kindern mit Behinde-
rungen zuwenden, aber auch Einrichtungen
der „Zweiten Chance“ im Rahmen der Weiter-
bildung. Die neoliberale Bildungspolitik gau-
kelt individuelle Freiheit und Chancengerech-
tigkeit vor, indem sie den scheinbar freien
Wettbewerb durch Bildungsgutscheine und
Gebühren forciert. Angesprochen werden da-
mit vor allem Besserverdienende, die obere
M i t t e l s ch i cht und hoch qualifizierte junge
Menschen. Abgehängt werden bei dieser Poli-
tik die sozial Schwächeren und Menschen mit
geringerem Qualifikationsniveau.

Die GEW fordert, Tageseinrichtungen für
K i n d e r, Einrichtungen der Ju g e n d h i l f e ,
allgemein und berufsbildende Schulen,
Hochschulen und Weiterbildungseinrich-
tungen in die Lage zu versetzen, unab-
hängig von wirtschaftlichen Interessen un-
ter Verantwortung des Staates ein eigen-
ständiges, qualitativ hochwertiges Profil
entwickeln zu können.
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4.
Pädagoginnen und Pädagogen als Motoren
der Reform

Pädagoginnen und Pädagogen, Wissenschaftle-
rinnen und Wissenschaftler spielen bei einer
Reform die entscheidende Rolle. Aufgrund ih-
rer Professionalität erkennen sie den Hand-
lungsbedarf und sehen die Gestaltungsmög-
lichkeiten. Pädagoginnen und Pädagogen ha-
ben ein Interesse an einer möglichst umfassen-
den Umgestaltung des Bildungssystems, die al-
le Kinder und Jugendlichen mit einbezieht. Ei-
ne solche Reform kann nur mit ihnen und
nicht gegen sie verwirklicht werden. 
Politik und Gesellschaft müssen aus Verant-
wortung für die Kinder und Jugendlichen den
Pädagoginnen und Pädagogen ausreichende
materielle und strukturelle Rahmenbedingun-
gen für ihre Arbeit sowie gute Aus- und Fort-
bildungsmöglichkeiten zur Verfügung stellen,
Die Pädagoginnen und Pädagogen sind umge-
kehrt der Gesellschaft und insbesondere den
Kindern und Jugendlichen gegenüber für eine
professionelle, reformorientierte Bildungs-
und Erziehungsarbeit verantwortlich. Di e
GEW wird ihre politische Verpflichtung als
Bildungsgewerkschaft sowohl dabei überneh-
men, für bessere materielle und strukturelle
Rahmenbedingungen einzutreten, als auch da-
bei, die Pädagoginnen und Pädagogen zur Mit-
wirkung an Reformen im Interesse gemeinsam
definierter Ziele zu bewegen.

Die GEW ist die Bildungsgewerkschaft im
De u t s chen Gewerkschaftsbund. Sie ist die einzi-
ge gewerksch a f t l i che Orga n i sation in De u t s ch-
land, in der alle pädagogischen und wissen-
s ch a f t l i chen Berufe – von der Jugendhilfe über
die Schulen und die berufliche Ausbildung bis
zu den Ho ch s chulen und der Weiterbildung –

g e m e i n sam vertreten sind. Diese Ressource nut-
zen wir bildungspolitisch, ohne dabei die Be-
dingungen, unter denen die pädagogische und
w i s s e n s ch a f t l i che Arbeit geleistet werden soll,
zu vernachlässigen. Au s gangspunkt hierfür ist
die Diskussion eines neuen, übergreifenden Bil-
d u n g s b e g r i f f s .
Das muss vor allem von den Profis selbst ent-
wickelt werden und im gesellschaftlichen Dia-
log bestehen.
Das Professionsbild hat sich gewandelt und
wird in Zukunft stärker durch Kompetenzen
bestimmt, die sich vor allem auf die Aktivie-
rung und Gestaltung von individuellen Lern-
prozessen sowie auf die Entwicklung sozialen
Lernens konzentrieren. Anerkennung von
Heterogenität und individuelle Förderung sind
oberste pädagogische Maxime. Pädagoginnen
und Pädagogen arbeiten zum Wohle der Ent-
wicklung und des Lernprozesses der Lernen-
den sowohl untereinander als auch mit
Psychologinnen, Mediziner, Therapeuten und
Eltern kontinuierlich zusammen.

Pädagoginnen und Pädagogen müssen ausrei-
chend Zeit haben für die Lernenden, für die
Gestaltung von Lernprozessen, für die indivi-
duelle Förderung und für ihre eigene Fort- und
Weiterbildung. Pädagoginnen und Pädagogen
sind sich ihrer gesellschaftlichen Verantwor-
tung bewusst und machen daher ihre Arbeit
transparent.

Die GEW fordert: Die Ausbildung aller
Pädagoginnen und Pädagogen erfolgt an
Hochschulen. Die Grundausbildung aller
p ä d a g o g i s chen Professionen ist gleich .
Dem einheitlichen Basisstudium folgt das
arbeits- und berufsfeldbezogene Haupt-
studium. Die Ausbildung vermittelt wis-
s e n s ch a f t l i ches, historisches und kriti-
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sches Denken sowie die Kompetenz zur
Reflexion der eigenen Bildungsbiografie
und der Geschlechterrolle. Wollen Päda-
goginnen und Pädagogen in andere Berei-
che des Bildungssystems wechseln, wer-
den ihnen entsprechende Weiterbildungs-
maßnahmen angeboten.

5.
Leitideen einer Bildungsreform

5.1 Bildung in öffentlicher Verantwortung
Der demokratische und soziale Rechtsstaat ist
ein Verfassungsgebot der Bundesrepublik
Deutschland. Die Verwirklichung des Men-
schenrechtes auf Bildung, auf Chancengleich-
heit unabhängig von Herkunft, Geschlecht,
sexueller Orientierung oder Kultur ist auf den
Erhalt und Ausbau des demokratischen Sozial-
staates angewiesen. Er nimmt die Verantwor-
tung für das Bildungswesen wahr, garantiert
e i n h e i t l i che Rahmenbedingungen, definiert
Standards und kontrolliert, dass diese nicht
unterschritten werden. Durch eine geeignete
Steuer- und Wirtschaftspolitik hat der Staat die
notwendigen Mittel zur Wahrnehmung seiner
sozialen Aufgaben zu sichern.
Derzeit definieren Wirtschaftsverbände und
Parteien die Aufgaben des Staates um, nicht
nur unter staatspolitischen Prämissen (Födera-
lismus, „aktivierender Sozialstaat“), sondern
vor allem auch mit finanziellen Konsequen-
zen. Vor diesem Hintergrund müssen Begriffe
wie Pluralität und Subsidiarität, Vielfalt und
Eigenverantwortung neu zu bestimmt werden.
Es ist auszuloten, was der Staat einheitlich für
alle vorgibt und an welchen Stellen einzelne
Bildungseinrichtungen in finanziellen, perso-
nellen und konzeptionellen Fragen eigene Ge-
staltungsspielräume erhalten.

Das Recht auf Bildung kann allerdings nur ver-
wirklicht werden, wenn der Staat Institutionen
schafft und fördert, die in der Lage sind, dieses
Recht für alle Menschen auch qualitativ einzu-
lösen. Demokratisch ist das Bildungswesen
zum einen dann, wenn die Einfluss- und Kon-
trollrechte der Parlamente gewahrt sind und
zum anderen die Mitwirkung der an Bildung
Beteiligten in den Bildungseinrichtungen gesi-
chert ist.

Die GEW fordert: Der Staat hat sicherzu-
stellen, dass alle Kinder und Jugendlichen
frei von finanziellen Beiträgen oder Ge-
bühren ihr Recht auf Bildung, Ausbildung
und Erziehung wahrnehmen können.
Du rch einheitliche Rahmenrich t l i n i e n
und Standards müssen Arbeitsstrukturen
geschaffen und garantiert werden, die ho-
he Bildungsqualität ermöglicht.

5.2 Chancengleichheit 
Bildungseinrichtungen müssen zur Reduktion
gesellschaftlicher Ungleichheit beitragen. Das
kann am besten dadurch gelingen, dass auf Ba-
sis individueller Förderung alle auf ein an-
spruchsvolles Bildungsniveau geführt werden.
Das Verschweigen der ungleichen Startbedin-
gungen führt zur Umdeutung der objektiven
B e n a chteiligung in individuelle Bega b u n g s-
unterschiede. Zur Achtung von Unterschieden
und dem Vorhaben, Benachteiligungen zu ver-
meiden, dient eine Bejahung von Heteroge-
nität und eine reflexive Pädagogik, die beides
kontinuierlich thematisiert: Unterschiede und
Chancengleichheit.

Moderne Pädagogik leugnet nicht unterschied-
liche Potenziale. Sie setzt sich das Ziel, diese
zu erkennen und im Rahmen ihrer Möglich-
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keiten zu fördern. Die grundlegende Maxime
aller Bildungseinrichtungen „Helfen und För-
dern von Anfang an“ wird nicht im „Gleich-
schritt“ umgesetzt: Jeder und jede nach seinen
und ihren Möglichkeiten. Aber: Eine grundle-
gende Bildung für alle muss erreicht und er-
möglicht werden. Dabei werden alle einbezo-
gen, niemand wird beschämt, niemand wird
zurückgelassen. Inklusion ist das Prinzip mo-
derner Pädagogik.

Allen Kindern und Jugendlichen beste Chan-
cen für umfassende Bildung auf einem hohen
Niveau zu ermöglichen und gleichzeitig Spit-
zenleistungen hervorzubringen, ist zentrales
Qualitätsmerkmal und die komplexe Leitpers-
pektive eines demokratischen, leistungsstar-
ken, sozial gerechten und humanen Bildungs-
systems. Chancengleichheit und Leistung sind
keine Gegensätze, sondern zwei Seiten einer
Medaille.

Die GEW fordert: Die Leistungsanforde-
rungen im Bildungswesen müssen neu de-
finiert werden. Es müssen neue Verfahren
der Leistungsfeststellung entwickelt wer-
den, die Leistungsdiagnose und Bildungs-
förderung (z. B. Förderdiagnostik) verbin-
den. Es darf im Bildungswesen keine
Sackgassen geben. Junge Menschen, die
den Anschluss an das allgemeine Lern-
n i veau zeitweise ve r l i e ren, müssen die
Möglichkeit haben, zu einem späteren
Zeitpunkt höhere Bildungsabschlüsse zu
erwerben.

5.3 Niemanden zurücklassen: Vielfalt ist
Reichtum
„Lernen, zusammenzuleben – Lernen, mit an-
deren zu leben. Diese Dimension von Bildung
ist heute wahrscheinlich die wichtigste.“ Diese
zentralen Ziele werden im UNESCO–Bericht
zur „Bildung für das 21. Jahrhundert“ formu-
liert. Deutschland ist noch weit davon ent-
fernt.

Inklusion und nicht Aussonderung ist die Ma-
xime. Zugehörigkeit ist ein Grundrecht. Viel-
falt wird als Bereicherung erlebt. Kinder mit
Migrationshintergrund und aus bildungsfer-
nen Elternhäusern, Kinder aus unterschied-
lichen Familienformen, Mädchen und Jungen,
lesbische oder schwule Jugendliche werden
nicht mehr benachteiligt. Von Anfang an muss
in den Strukturen des Bildungswesens klar
sein, dass Aussonderung kein pädagogisches
Ziel ist. Der Respekt vor der Individualität der
Lernenden und der Umgang mit Heterogenität
verlangen neue methodische Instrumente so-
wie diagnostische und pädagogische Kompe-
tenzen.

Davon profitieren alle Kinder und Jugend-
lichen: ob mit oder ohne Behinderung, ob leis-
tungsschwach oder leistungsstark, ob Junge
oder Mädchen, ob deutscher oder nicht-deut-
scher Herkunftssprache, ob aus privilegierten
oder sozial schwachen Milieus. Damit Inklu-
sion in allen Bildungseinrichtungen gelingt,
müssen die Pädagoginnen und Pädagogen die
materiellen und institutionellen Möglichkei-
ten sowie die geeignete Aus- und Fortbildung
erhalten und die Bereitschaft entwickeln, sich
auf diese Herausforderungen einzulassen. Das
ist eine Frage des professionellen Selbstver-
ständnisses, aber auch eine Aufgabe der Aus-,
Fort-, und Weiterbildung.



Die GEW fordert: Die Bildungseinrich-
tungen sollen sich einer förderorientier-
ten, humanistischen und die Vielfalt beja-
henden Philosophie ve r p f l i chten. Zu-
gleich müssen sie über die entsprechende
Grundausstattung, Kompetenzen und Ver-
f a h ren verfügen, die Inklusion ermög-
lichen. Entscheidend dabei ist ausreichen-
des Personal, das sich aus den verschiede-
nen dafür notwendigen Professionen zu-
sammen setzt, die im Team zusammen ar-
beiten.

5.4 Bildung für Europa und in der einen
Welt
Europa wird nicht nur größer, es wächst auch
immer schneller und mit immer größerer In-
tensität zusammen. Der Europäische Rat hat
13 konkrete Ziele festgelegt, die bis zum Jahr
2010 zu erreichen sind. Zu diesen Zielen gehö-
ren z. B. die Erhöhung der Bildungsinvestitio-
nen, die Schaffung aufeinander bezogener und
miteinander vernetzter Wege für lebenslanges
Lernen, mehr Ho ch s chulabsolventen, weniger
S ch u l a b b r e ch e r, die Steigerung der Attraktivität
des Lehrer- und Ausbilderberufs. Über die Er-
r e i chung des vereinbarten Ziele müssen alle
EU -Länder regelmäßig berich t e n .

De u t s chland muss sich den He r a u s f o r d e r u n g
der europäischen Bildungspolitik stellen: Erhö-
hung der Zahl von Plätzen in Ta g e s e i n r i ch t u n-
gen für Kinder, Halbierung der Zahl der Sch u l-
v e r w e i g e r e r, Vermittlung von zwei Fremdspra-
chen für alle Kinder und Ju g e n d l i chen, Au f-
wertung der Erzieherinnenausbildung, Harmo-
nisierung der beruflichen Bildung, Ne u o r d-
nung der Ho ch s ch u l a b s chlüsse auf vergleich b a-
rem Niveau, das durch gängige, auch real ein-
lösbare Prinzip lebenslangen Lernens und die

Vernetzung formellen, informellen und nich t -
formalen Lernens.

Bei allem Nachdruck, mit dem die europäische
Integration auch im Bildungswesen realisiert
wird, darf der Blick auf globale Entwicklungen
und die Verantwortung für die Menschen in
den Ländern der „Dritten Welt“ nicht verloren
gehen. Bildung muss die weltweite Solidarität
stärken und die wechselseitigen Abhängigkei-
ten respektieren. Eine entsprechende Pädago-
gik ist mithin immer auch eine Menschen-
rechts- und Friedenspädagogik.

Die GEW fordert: Die bundesstaatliche
Ordnung der Bundesrepublik darf nicht
weiter zu einem Bildungs-Provinzialismus
f ü h ren. Die deutsche Bildungspolitik
muss einen Weg finden, wie sie ihre Ziele
und Standards für das Bildungswesen an
europäischen und internationalen Maß-
stäben orientiert. 

5.5 Kulturen zusammenbringen
Bildung wirkt aufklärend, ermuntert zum kriti-
schen Hinterfragen und macht Fremdes ver-
stehbar. Das gilt in besonderer Weise für den
U m gang mit kultureller Ve r s ch i e d e n h e i t .
Deutsche stehen Kindern aus anderen Län-
dern, ausländische Erwachsene deutschen Ju-
gendlichen oft ratlos gegenüber. Sprache, Um-
gangsformen, Bräuche bleiben unverstanden,
wenn man sich an niemanden wenden kann,
der Verständigung schafft. Dann entstehen
Ressentiments, im schlimmsten Fall rassisti-
sche Gewalt.

Wenn wir Separatismus, Ghettos und Ausgren-
zung verhindern wollen, hilft Bildung, ein Ein-
verständnis darüber zu erreichen, dass friedli-
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ches Miteinander in kultureller Vielfalt nicht
nur hinnehmbar, sondern die Zukunft unserer
zivilen Gesellschaft ist.

Die GEW fordert: Das Bildungswesen
muss in die Lage versetzt werden, kom-
munikative Kompetenzen zu entwickeln
und zu fördern. Dazu bedarf es vor allem
verstärkter Anstrengungen in der Sprach-
förderung sowohl in der deutschen Spra-
che als auch in den jeweiligen „Familien-
sprachen“. Darüber hinaus muss der För-
derung von kultureller Identität mehr Auf-
merksamkeit und Zeit gewidmet werden.
Das erfordert auch eine multikulturelle
Zusammensetzung der pädagogisch e n
Teams in den Bildungseinrichtungen. In-
tegrierte Systeme und Ganztagseinrich-
tungen bieten die besten Möglichkeiten,
Kinder und Jugendliche unterschiedlicher
Kulturen zusammen zu bringen.

5.6 Geschlechterbewusste und geschlech-
tergerechte Bildung
Sowohl die Gesellschaft als auch Bildung und
Erziehung sind von Geschlechterstereotypen
geprägt. Am deutlichsten sichtbar ist dies an
der geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung und
dem daraus resultierenden geschlechtsspezifi-
schen Ausbildungs- und Arbeitsmarkt.
Ziel ist jedoch, mit Bildung und Erziehung da-
zu beizutragen, dass Widerständigkeit, Hand-
lungsfähigkeit und Selbstbestimmung wachsen
können. Daraus folgt die Au f gabe, eine reflexive
geschlechterbewusste und geschlechtergerechte
Bildung und Erziehung zu praktizieren:
Eine geschlechterbewusste Erziehung und Bil-
dung nimmt die Kinder und Jugendlichen als
Mädchen und Jungen in den Blick. In ge-
schlechterbewusster Bildung sind sich Pädago-

ginnen und Pädagogen ihrer eigenen Rolle als
Frau, als Mann bewusst und sie setzen sich mit
ihrem Vorbildcharakter als Frau bzw. als Mann
auseinander.

Geschlechterbewusste Bildung ist auch eine ge-
schlechtergerechte; sie unterstützt Mädchen
und Jungen darin, diejenigen Kompetenzberei-
che zu erweitern, in denen sie sozialisationsbe-
dingt eingeschränkt sind.
Sie bietet Kindern, Jugendlichen und jungen
Erwachsenen die Möglichkeit, durch die Be-
schäftigung mit der eigenen Biografie ihre ei-
gene Gewordenheit, ihr Verhältnis zum eige-
nen Körper und zu ihrer Sexualität zu erken-
nen, sie im Kontext ihrer Positionierung im
Geschlechterverhältnis wahrzunehmen und sie
bewusst zu gestalten. Schülerinnen und Schü-
lern wird Gelegenheit gegeben, ihre Lebensge-
staltung und Berufsorientierung vor dem
Hintergrund der geschlechtsspezifischen Rol-
lenverteilung und der damit verbundenen Zu-
weisung von Arbeitsfeldern zu sehen und be-
wusst zu gestalten.

Die GEW fordert: Bildungs- und Erzie-
h u n g s p rozesse müssen gesch l e ch t e r g e-
recht gestaltet werden. Das bezieht sich
auf Inhalte und Organisation von Bil-
dungsangeboten, Gestaltung von Materia-
lien, Konzeptionen und Sch u l p ro g r a m-
men. Diese Maßnahmen sind ebenso ge-
setzlich zu verankern wie die Einsetzung
von Gleichstellungsbeauftragten.

5.7 Demokratie und Partizipation
Demokratische Beteiligung ist das Leitprinzip
für die innere Gestaltung von Bildungseinrich-
tungen. Demokratie muss innerhalb der Ein-
richtungen entwickelt, gelernt und gelebt wer-
den. Das geht weit über die formale Beteili-
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gung z. B. von Schülerräten und Studentenaus-
schüssen hinaus, sondern erstreckt sich auch
auf Fragen der Lerninhalte, Lernformen und
Lernwege. Der Grad an Beteiligungsmöglich-
keiten beeinflusst nicht nur das soziale Klima,
sondern auch den Bildungserfolg.
Demokratie und Beteiligung meint auch Res-
pekt und Wertschätzung, Fürsorge und Rück-
s i chtnahme, Gerechtigkeit und Gleich h e i t .
Dies sind keine abstrakten Leitsätze oder Pro-
jektziele. Sie müssen vielmehr fest in der All-
tagskultur einer jeden Einrichtung, sei es eine
Kindertagesstätte, eine Schule oder in der
Weiterbildung verankert sein. Wo sonst kön-
nen Kinder und Jugendliche Demokratieerfah-
rung sammeln? Wie sollten sich Bildungsein-
richtungen vor der Gesellschaft anders legiti-
mieren als dadurch, dass sie demokratisch sind?

Die GEW fordert: Eine größere pädagogi-
sche Eigenständigkeit und Demokratisie-
rung der Bildungseinrichtungen und eine
Verbesserung der Mitbestimmungs- und
Beteiligungsrechte von Kindern, Jugend-
lichen und Eltern. Entscheidungen sollen
im Bildungswesens so weit wie möglich
von allen Akteuren getroffen werden.

5.8 Eigenständigkeit und Verantwortung
Bildungseinrichtungen haben eine hohe Eigen-
verantwortung, erhalten dazu aber verbindliche
und verlässliche gesellschaftliche Rahmenbe-
dingungen und konkrete Unterstützung in ih-
rer Weiterentwicklung. Die Entwicklung eige-
ner Profile und die Umsetzung von Standards
liegt in der Verantwortung der Einrichtungen,
ihrer Pädagoginnen und Pädagogen, Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler. Nicht nur
in Fragen der pädagogischen, auch in Fragen
der technischen Organisation müssen die Ein-

richtungen größere Gestaltungsräume haben.
So erhalten sie z. B. auch das Recht der Beteili-
gung bei der Personalauswahl und der Mitbe-
stimmung bei den eigenen Leitungsstrukturen.

Die GEW fordert: Alle Bildungseinrich-
tungen müssen mehr Möglichkeiten be-
kommen, selbstständig auf der Basis von
mehr Mitbestimmung und Beteiligung zu
agieren. Dies betrifft nicht nur Fragen der
Pädagogik und der inneren Organisation,
sondern auch des Personaleinsatzes und
der Finanzen. Dazu brauchen Bildungs-
e i n r i chtungen ausre i chende, zusätzlich e
Re s s o u rcen sowie innero r ga n i s a t o r i s ch e
E n t s ch e i d u n g s g remien. Leitungskräfte und
Be s chäftigte we rden für ihre neuen Au f ga-
ben besonders geschult und ausgebildet.
Den Leitungsbefugnissen stehen auf der
Seite der Be s chäftigten angemessene Parti-
zipations- und Mitbestimmungsre chte ge-
g e n ü b e r.

5.9 Zeit für Bildung – ein Leben lang
Auch wenn man vom „lebenslangen Lernen“
spricht, ist Lernen nicht von der Zeit abgekop-
pelt. Das Bildungswesen muss so umgestaltet
werden, dass es die Entwicklungspotenziale
kleiner Kinder von Anfang an nutzt und ent-
faltet, dass es der „inneren Uhr“ mehr Recht
gibt als der Schulglocke, dass Bildungszeiten
individueller und freier gestaltet werden kön-
nen, dass versäumte Zeit nachgeholt werden
kann. Dazu wurden für die einzelnen Bil-
dungsphasen die verschiedensten Methoden
und Modelle entwickelt. Der Situationsansatz
in der frühkindlichen Pädagogik gehört genau
so dazu wie der Wochenplan in der Grund-
schule, die Rhythmisierung des Tages in der
Ganztagsschule, die Wahlmöglichkeiten in der



Sekundarstufe II und die unterschiedlichen
Angebote in der beruflichen Bildung und an
Hochschulen.

Die GEW fordert: Jede Bildungszeit und
die darin erworbenen Kompetenzen müs-
sen dokumentiert werden. Es muss ge-
währleistet sein, dass einzelne, auch zu
unterschiedlichen Zeiten und an unter-
schiedlichen Orten erworbene Zertifikate
für das Erreichen von Bildungsabschlüs-
sen angerechnet werden.

5.10 Orte für Bildung
Bildung kann an unterschiedlichen Orten er-
fahren werden. Menschen erwerben ihr Wissen
nicht nur an klassischen Lernorten, sondern
auch in anderen Lebensräumen, in Museen, in
Konzertsälen, in der Natur. Die Vielfalt der Or-
te entspricht auch dem differenzierten Konzept
formeller, nichtformeller und informeller Bil-
dung.
Weil Bildungseinrichtungen Lernfreude nur
dann vermitteln können, wenn sie selbst eine
lebenswerte Umwelt bieten, muss auf deren Ar-
chitektur und Ausstattung mehr Wert gelegt
werden.

Die GEW fordert: Die verschiedenen Or-
te, an denen Bildungsprozesse stattfinden,
müssen miteinander kommunizieren und
kooperieren sowie die Vielfalt des Lebens
repräsentieren. Die Architektur von Bil-
dungseinrichtungen muss nicht nur effek-
tivem Lernen gerecht werden, sondern sie
muss auch eine lernfördernde und ge-
sundheitsfördernde Umgebung darstellen.
Vor allem Schulen müssen kindgerecht ge-
staltet werden.

5.11 Entwicklung und Evaluierung in ler-
nenden Organisationen
Bildungseinrichtungen sind „lernende Organi-
sationen“. Es soll regelmäßig durch interne
und externe Evaluation überprüft werden, in-
wieweit sie die allgemeinen Standards und die
eigenen Zielvorgaben erfüllt haben. Dabei hat
die interne Evaluation Priorität. Rückmeldun-
gen von Lernenden sind einzubeziehen. Eine
von außen eingesetzte Evaluation, die mit
Sanktionen verbunden ist, kann keinen Ent-
wicklungsimpuls auslösen.

Werden Zielvorgaben und Standards nicht er-
reicht, sind die Ursachen zu ermitteln und ge-
eignete Maßnahmen zur Verbesserung der Si-
tuation zu ergreifen. Dazu können Bildungs-
einrichtungen sich der Hilfe verschiedener Be-
ratungs- und Unterstützungssysteme bedienen.
Die Entwicklung anspruchsvoller und auf Stan-
dards bezogener Testverfahren unterliegt staat-
licher Kontrolle.

Durch empirische Forschung werden Innova-
tionen im Bildungssystem auf ihre Wirksam-
keit hin untersucht.

Insbesondere die in der Weiterbildung und an
Hochschulen etablierten Verfahren zur Akkre-
ditierung von Bildungsangeboten und Studien-
gängen sind weiterzuentwickeln. Einrichtungs-
bezogene, regionale und nationale Bildungsbe-
richte geben in regelmäßigen Abständen Aus-
kunft über das Qualitätsniveau des gesamten
Bildungssystems. Zur Verbesserung der Trans-
parenz wird die Bildungsberichterstattung aus
unterschiedlichen Bereichen (Kinder- und Ju-
gendbericht, Familienbericht, Armutsbericht,
Sozialerhebungen zur Studiensituation u.a.)
zusammengeführt.

22



Die GEW fordert: Organisationsentwick-
lung im Bildungswesen muss die Kompe-
tenzen der Pädagoginnen und Pädagogen
nutzen und stärken. Damit Bildungsein-
r i chtungen sich qualitativ we i t e re n t w i-
ckeln können, brauchen sie zusätzliche
personelle und finanzielle Re s s o u rc e n
und eine qualifizierte Unterstützung.

5.12 Sozial gerechte Finanzierung
Die Notwendigkeit grundlegender und zügiger
Bildungsreformen in Deutschland setzt klare
haushaltspolitische Prioritäten für die Bildung
auf allen Ebenen voraus. Investitionen in das
Bildungssystem dienen nicht nur den Einzel-
nen, sie zahlen sich auch gesamtgesellschaftlich
aus. Eine mutige Bildungsreform benötigt ne-
ben klaren, verbindlichen und gemeinsamen
inhaltlichen Zielen ausreichende Ressourcen
für Innovationen.

Die gegenwärtige Finanznot der öffentlichen
Hand ist das Ergebnis falscher Politik. Grund-
sätzlich müssen die strukturellen Probleme der
öffentlichen Haushalte über ein verändertes
Steuersystem gelöst werden. Bildung gehört
zum Kernbereich staatlicher Aufgaben.
Ausgaben für Bildung und Forschung sind
volkswirtschaftlich sinnvolle und nützliche In-
vestitionen und keine konsumtiven Ausgaben.

Die GEW fordert: Bildungsausgaben sind
als Investitionsausgaben in die öffentliche
Haushalte einzustellen. Der Staat darf die
F i n a n z i e ru n g s p robleme des Bildungswe-
sens nicht auf dem Rücken der Lernenden
und des pädagogischen und wissenschaft-
lichen Personals austragen. Die GEW for-
dert von den politisch Verantwortlichen,
St e u e r s e n k u n g s f o rd e rungen im obere n

Einkommensbereich energisch zurückzu-
weisen und stattdessen Einnahmeverbes-
serungen der öffentlichen Hand durchzu-
setzen.

Beschlossen am 26.04.2005
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Die Bildungspolitischen Reformpositionen haben folgende ehren- und hauptamtlichen Ko l l e-
ginnen und Kollegen era r b e i t e t :

Wo l f gang Böttch e r, Jutta Braum, André Dupuis, Bernhard Eibeck, Hilke Emig, Robert Erlingha-
gen, Gonhild Gerecht, Frauke Gützkow, Torsten Fust, Norbert Ho cke, Michael Mork, Petra Re-
ch e n b a ch, Martina Sch m e r r, Eva-Maria Stange, Max Reinhardt, Georg Wi e s m a i e r

Sekretariat: Dorrit Seywang, Doris Fritsch

Redaktionsgruppe für das Diskussionspapier und die Endfassung: 
Bernhard Eibeck, Frauke Gützkow, Torsten Fust, Martina Sch m e r r

Po l i t i s ch Ve r a n t w o r t l i ch: Norbert Ho ck e

Der Arbeitsgruppe und dem Sekretariat gelten mein außerordentlicher Dank, weil es nicht einfach
ist, über einen langen Zeitraum in einer sich ständig verändernden Bildungslandschaft nicht den
roten Faden zu verlieren und die Essentials für die Bildungsgewerkschaft herauszuarbeiten.
Mein Dank gilt auch den Wi s s e n s chaftlerinnen und Wi s s e n s chaftlern, die von Anfang an Te x t-
bausteine kritisch begutachtet und mit ihren Kommentaren der Arbeitsgruppe viele Anregungen
gegeben haben.

In der Endphase der Diskussion um die Bildungspolitischen Reformpositionen hat die GEW eine
Reihe bildungspolitischer Zukunftskonferenzen veranstaltet. 200 Mitglieder und Funktionäre ha-
ben sich auf diesem Weg an der Diskussion beteiligt. Au ch ihnen gilt mein ausdrück l i cher Dank.
Die AG Bildungspoltisches Reformkonzept hat viele Anregungen, Ergänzungen und auch Ko r r e k-
turen der Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Zukunftskonferenzen in den Entwurfstext aufge-
nommen und in den Gewerksch a f t s t a g s b e s chluss eingearbeitet.

Norbert Ho ck e
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Silcherstraße 7
70176 Stuttgart
Telefon:0711/21030-0
Telefax:0711/21030-45
www.gew-bw.de
info@gew-bw.de

GEW Bayern
Schwanthalerstraße 64 
80336 München
Telefon:089/544081-0
Telefax:089/5389487
www.bayern.gew.de
info@bayern.gew.de

GEW Berlin
Ahornstraße 5 
10787 Berlin
Telefon:030/219993-0
Telefax:030/219993-50
www.gew-berlin.de
info@gew-berlin.de

GEW Brandenburg
Alleestraße 6a 
14469  Potsdam
Telefon:0331/27184-0
Telefax:0331/27184-30
www.gew-brandenburg.de
info@gew-brandenburg.de

GEW Bremen
Löningstraße 35 
28195 Bremen
Telefon:0421/33764-0
Telefax:0421/33764-30
www.gew-bremen.de
info@gew-hb.de

GEW Hamburg
Rothenbaumchaussee 15
20148 Hamburg
Telefon:040/414633-0
Telefax:040/440877
www.gew-hamburg.de
info@gew-hamburg.de

GEW Hessen
Zimmerweg 12
60325 Frankfurt am Main
Telefon:069/971293-0
Telefax:069/971293-93
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GEW Niedersachsen
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Telefon:0511/33804-0
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66121 Saarbrücken
Telefon:0681/66830-0
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www.gew-saarland.de
sekretariat@gew-saarland.de

GEW Sachsen
Nonnenstraße 58 
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Telefax:0341/4947406
www.gew-sachsen.de
GEW-Sachsen@t-online.de

GEW Sachsen-Anhalt
Markgrafenstraße 6 
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Telefon:0391/73554-0
Telefax:0391/7313405
www.gew-lsa.de
lv@gew-lsa.de

GEW Schleswig-Holstein
Legienstraße 22–24 
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info@gew-sh.de
www.gew-sh.de

GEW  Thüringen
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GEW-Hauptvorstand
Reifenberger Straße 21
60489 Frankfurt am Main
Telefon:069/78973-0
Telefax:069/78973-201
www.gew.de
info@gew.de
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25

Ihr Kontakt zur GEW
Unsere Adressen



Persönliches

Frau/Herr

Zuname (Titel)

Vorname

Straße/Nr.

Land (D für BRD) , Postleitzahl/Ort

Geburtsdatum Nationalität

gewünschtes Eintrittsdatum Telefon

bisher gewerkschaftlich organisiert bei von/bis (Monat/Jahr)

Name/Ort der Bank

Kontonummer BLZ

Berufliches

Berufsbezeichnung für Studierende:Berufsziel Fachgruppe

Diensteintritt/Berufsanfang

Tarif/Besoldungsgruppe               Bruttoeinkommen  Euro monatlich

Betrieb/Dienststelle

Träger des Betriebs/der Dienststelle

Straße/Nr. des Betriebs/der Dienststelle

Postleitzahl,Ort des Betriebs/der Dienststelle

Beschäftigungsverhältnis

Ort,Datum Unterschrift

❏ angestellt              ❏ beurlaubt ohne Bezüge

❏ beamtet ❏ teilzeitbeschäftigt mit         Std./Woche

❏ in Rente ❏ im Studium

❏ pensioniert ❏ ABM

❏ Alterübergangsgeld ❏ Vorbereitungsdienst/Berufspraktikum

❏ arbeitslos ❏ befristet bis

❏ Honorarkraft ❏ Sonstiges

Jedes Mitglied der GEW ist verpflich t e t , den satzungsgemäßen Beitrag zu ent-
ri chten und seine Zahlungen daraufhin re gelmäßig zu überprüfe n .Ä n d e r u n ge n
des Beschäftigungsverhältnisses mit A u sw i r k u n gen auf die Beitragshöhe sind
u m gehend der Landesge s chäftsstelle mitzuteilen. Überzahlte Beiträge werd e n
nur für das laufende und das diesem vora u s gehende Quartal auf A n t rag ver-
re ch n e t . Die Mitgliedschaft beginnt zum näch s t m ö g l i chen Te r m i n . Der A u s t ri t t
ist mit einer Frist von drei Monaten sch ri f t l i ch dem Landesverband zu erklä-
ren und nur zum Ende eines Kalenderv i e rt e l j a h res möglich .

Mit meiner Unters ch rift auf diesem A n t rag ermäch t i ge ich die GEW zugleich
w i d e r r u f l i ch , den von mir zu leistenden Mitgliedsbeitrag viert e l j ä h r l i ch von mei-
nem Konto abzubuch e n . Die Zustimmung zum Lastsch rifteinzug ist Vo ra u s s e t-
zung für die Mitgliedsch a f t .Wenn mein Konto die erfo rd e r l i che Deckung nich t
a u f w e i s t , besteht seitens des ko n t o f ü h renden Geldinstituts keine Ve r p f l i ch t u n g
zur Einlösung.

Antrag auf Mitgliedschaft
(Bitte in Druckschrift ausfüllen)

Vielen Dank!
I h re GEW

Bitte senden Sie den ausgefüllten A n t rag an den 

GEW Hauptvo rs t a n d
P o s t fach 90 04 09
60444 Fra n k f u rt am Main

Der GEW- H a u p t v o rstand leitet Ihren ausgefüllten A n t rag automatisch an den
für Sie zuständigen Landesverband der GEW weiter.
Die uns von Ihnen ange gebenen pers o n e n b e zogenen Daten sind nur zur Erfül-
lung unserer satzungsgemäßen Aufgaben auf Datenträgern ge s p e i ch e rt und
e n t s p re chend den Bestimmu n gen des Bundesdatensch u t z ge s e t zes ge s ch ü t z t .

w i rd von der GEW ausgefüllt
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